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dbb Burgerbefragung 2023

Vertrauen in staatliche Handlungsfahigkeit auf Tiefpunkt — Gewaltbereitschaft

steigt

Aktuell gehen nur noch 27 Prozent der Biirgerinnen und Biirger davon aus, dass der Staat in der

Lage ist, seine Aufgaben zu erfiillen.

Uberfordert ist der Staat danach vor allem mit
der Asyl- und Flichtlingspolitik, der Bildungs-
politik sowie in der Klima- und Umweltpolitik,
so das Ergebnis der 17. dbb Blrgerbefragung,
die das Meinungsforschungsinstitut forsa
durchgefihrt hat. Alle abgefragten staatlichen
Dienstleistungen und Institutionen haben in
2023 schlechtere Performance-Noten bekom-
men als im Vorjahr. ,Das Vertrauen der Blrge-
rinnen und Birger in die Handlungsfahigkeit ih-
res Staates ist damit auf einen neuen Tiefpunkt
gesunken. Das ist alarmierend, kommentierte
der dbb Bundesvorsitzende Ulrich Silberbach
die Ergebnisse am 15. August 2023 in Berlin.

Die wichtigsten Aufgaben des Staates sind aus
Sicht der Befragten 2023 die Aufrechterhaltung
der sozialen Gerechtigkeit, die Verbesserung
der Infrastruktur sowie der Klimaschutz. Im
Westen werden Klimaschutz, Migrationsfragen
und die Unterstitzung der Ukraine als wich-
tigste Staatsaufgaben gesehen, im Osten eher
die Entlastung der Bevolkerung von Inflations-
folgen, der soziale Ausgleich und die Anglei-
chung der Lebensverhaltnisse zwischen Stadt
und Land. ,Besonders bedenklich ist dabei die
sich immer starker abzeichnende Spaltung der
Gesellschaft”, so Silberbach weiter. ,Die Gra-
ben zwischen Ost und West, arm und reich, je
nach Bildungsabschluss werden tiefer und der
gesellschaftliche Stresslevel steigt.”

Inzwischen konstatieren 80 Prozent der Be-
fragten eine generelle Verrohung der Gesell-
schaft. 26 Prozent sind dabei selbst Zeuge von
Ubergriffen auf 6ffentlich Bedienstete gewor-
den. Mehr als die Halfte der Beschaftigten im

Beamtinnen und Beamte des Bundes

offentlichen Dienst (54 Prozent) ist selbst be-
schimpft, bedroht oder tétlich angegriffen wor-
den. Silberbach: ,Das ist ein vollkommen inak-
zeptabler Wert! Die Beschaftigten des offentli-
chen Dienstes zahlen die Zeche fiir den gene-
rellen Ansehensverlust des Staates, nicht nur
bei Polizei und Rettungsdiensten, sondern
auch in Schulen, Jobcentern und Blirgeram-
tern. Die Verrohung und Gewaltbereitschaft ist
inzwischen ein riesen Problem fur den &ffentli-
chen Dienst, aber eigentlich fur unsere ganze
Gesellschaft. Schauen Sie sich nur an, was im
Internet, in FuRballstadien oder im StralRenver-
kehr los ist.”

Die Politiker in Bund, Landern und Gemeinden
sind in der Pflicht, sich endlich wirklich vor ihre
Beschéftigten zu stellen und sie moralisch, ma-
teriell und organisatorisch angemessen zu un-
terstitzen, so der dbb-Chef: ,Lasst uns endlich
unsere Arbeit machen. Was die Blrgerinnen
und Burger — und Ubrigens auch die Beschaf-
tigten im o6ffentlichen Dienst — wollen, ist ganz
einfach: Der Staat soll seine Aufgaben erflillen
und fur die Menschen da sein. Sie wollen kei-
nen anderen Staat, sondern einen effizienten.
Auch da sind die Ergebnisse unsere Birgerbe-
fragung eindeutig. Statt die Mittel fiir die Digita-
lisierung zu kirzen und standig immer neue,
immer kompliziertere Gesetze zu verabschie-
den, sollte die Bundesregierung das Gegenteil
tun: Mehr Digitalisierung, mehr Blrokratieab-
bau und mehr Serviceleistungen im o&ffentli-
chen Dienst.”

Die vollstandige dbb Biirgerbefragung 2023
gibt es als PDF auf dbb.de.

Fragen und Antworten zur Einkommensrunde 2023/2024

Geltungsbereich, Inhalte des Tarifabschlusses, Sonderzahlungen — hier finden Sie Antworten

auf haufig gestellte Fragen.

Fir wen gilt der aktuelle Tarifabschluss
2023/2024 von Bund und Kommunen? Wie er-
folgt die Ubertragung von Tarifergebnissen auf
die Beamtinnen und Beamten? Wer erhalt die

Inflationsausgleichszahlung? Diese und viele
weitere Fragen werden hier auf dbb.de beant-
wortet.



https://www.dbb.de/fileadmin/user_upload/globale_elemente/pdfs/2023/230815_dbb_Buergerbefragung_2023_final.pdf
https://www.dbb.de/artikel/fragen-und-antworten-zur-einkommenrunde-2023-2024.html
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dbb jugend

Mehr Mitsprache fur junge Menschen dringend notig

Am 12. August war Internationaler Tag der Jugend. Matthaus Fandrejewski, Vorsitzender der dbb
jugend, untermauerte die Forderung nach einem Wabhlalter ab 16 bei der Bundestagswabhl.

In sechs Bundeslandern, darunter Baden-
Wirttemberg, Brandenburg und Bremen, dir-
fen junge Menschen ab 16 Jahren wahlen, in
den ubrigen nicht. Wahrend junge Menschen
in Osterreich schon ab 16 Jahren an den Nati-
onalratswahlen teilnehmen diirfen, gilt in
Deutschland bei der Bundestagswahl das
Wahlalter 18. ,Das ist absolut nicht mehr zeit-
gemal®, sagte Matthdus Fandrejewski anlass-
lich des Internationalen Tags der Jugend am
12. August 2023 in Berlin. ,Die dbb jugend for-
dert die Politik auf, jungen Menschen mehr de-
mokratisches Mitspracherecht zu geben. Wir
brauchen das Wahlalter 16 in allen Bundeslan-
dern und bei der Bundestagswahl.*

Fandrejewski begriindet seine Forderung unter
anderem mit dem demografischen Wandel:
,Die Gesellschaft altert, bei der vergangenen
Bundestagswahl waren 38,8 Prozent der Wahl-

berechtigten 60 und alter”, erklarte er. ,Die In-
teressen von jungen Menschen fallen immer
weniger ins Gewicht. Das ist nicht fair, weil sie
am langsten mit den Entscheidungen von
heute leben missen.”

AuRerdem nutzt Fandrejewski den Internatio-
nalen Tag der Jugend, um junge Menschen im
offentlichen Dienst aufzufordern, sich aktiv ein-
zubringen: ,Gerade in Sachen Digitalisierung
weil} die junge Generation oft besser Be-
scheid. Seid unbequem, aber konstruktiv,
bringt euch ein, gestaltet euren Arbeitsplatz
von morgen.*

Und auch an die alteren Generationen richtet
Fandrejewski einen Appell: ,HOrt den jungen
Kollegen und Kolleginnen zu, unterstitzt sie,
seid offen fUr neue Ideen und geht mit der Zeit.
So bringen alle Generationen den 6ffentlichen
Dienst gemeinsam nach vorne.*

Aus Bundeslédndern und Mitgliedsgewerkschaften

Sachsen-Anhalt

dbb Landeschef warnt vor Personalmangel

Die Rufe aus der 6ffentlichen Verwaltung nach mehr Personal und Ressourcen werden immer
lauter. Der Landeschef des dbb sachsen-anhalt, Ulrich Stock, warnt vor den Folgen eines Perso-

nalmangels im 6ffentlichen Dienst.

Bereits aktuell konnten nicht alle Stellen be-
setzt werden, insbesondere im Bereich Bil-
dung. Es gebe in den Behorden des Landes
und auch der Kommunen aber fast tberall
leere Arbeitsplatze. Es herrsche der nicht nur
vom dbb bereits vor Jahren prognostizierte
Fachkraftemangel. ,Ein Drittel der Beschaftig-
ten im oOffentlichen Dienst in Sachsen-Anhalt
geht bis 2030 in den Ruhestand und wird
schwer ersetzt werden kénnen®, so Stock am
15. August 2023. Hinzu komme, dass die Bun-
deslander und Verwaltungen sich untereinan-
der die Beschaftigten abwerben. Und hier
seien alle Bereiche im o6ffentlichen Dienst be-
troffen.

Die Unterschiede zwischen dem Tarifvertrag
fur den o6ffentlichen Dienst der Lander (TV-L)
und dem Tarifvertrag fir den Offentlichen
Dienst (TV6D) machten es derzeit dem Bund
und den Kommunen leichter, Landespersonal
zu werben. Auch Nachwuchs komme zu wenig
nach, weil es fur die vorhandenen Ausbil-
dungsplatze tberhaupt nicht geniigend junge
Menschen gebe. Die gréfite Landesbehorde,
die wesentlich fUr die Ausbildung in der allge-
meinen Verwaltung in Sachsen-Anhalt zustan-
dig ist, meldete gerade, dass 47 junge Men-
schen zur Ausbildung beziehungsweise zum
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Studium bei ihr anfangen. Laut Haushaltspla-
nen stehen aber 70 Platze zur Verfigung.

Stock erklarte, bei jungen Menschen stehe
nicht nur eine gute Bezahlung, sondern auch
gute Arbeitsbedingungen wie flexible und fami-
lienfreundliche Arbeitszeitmodelle im Vorder-
grund. ,Hier muss der offentliche Dienst punk-
ten und starre Strukturen und Hierarchien auf-
weichen sowie fehlende Digitalisierung weiter
vorantreiben. Wenn wir nicht endlich bei der

Schleswig-Holstein

Digitalisierung vorankommen, werden sich Be-
arbeitungsfristen verlangern, Betreuungs-
schlussel verschlechtern und die Leistungsfa-
higkeit des ¢ffentlichen Dienstes wird deutlich
geschwacht. Bestimmte Verwaltungsaufgaben
werden bald gar nicht mehr zu erfiillen sein®,
betont Stock. Digitalisierung und kinstliche In-
telligenz kdénnten zwar perspektivisch die Be-
schaftigten entlasten, aber der Personalman-
gel lasse sich damit alleine nicht aufwiegen.
Viele Entscheidungen der Behérden bediirften
eines komplexen Abwagungsprozesses.

dbb Landesbund will Stelle fur Burokratieabbau

In Schleswig-Holstein gelingt in vielen Bereichen der Verwaltung laut dbb Landeschef Kai Tell-
kamp keine zuverldssige Aufgabenerfiillung mehr: ,,Das ist ein inakzeptabler und auch geféhrli-

cher Zustand.*

Es werde derzeit ,nicht wirksam gegengesteu-
ert, um diesen fiir die Birger und die Beschaf-
tigten gleichermallen unbefriedigenden Zu-
stand abzustellen. 'Kurs halten’ ist hier die fal-
sche Strategie®, so Tellkamp am 15. August
2023. Es gebe zu viele Aufgaben, die von zu
wenig Personal unter zu schlechten Bedingun-
gen zu erfillen sind. Zu den schlechten Bedin-
gungen zahlt der dbb sh dabei nicht nur we-
sentliche Aspekte der Arbeits- und Einkom-
mensbedingungen (41-Stunden-Woche, ge-
kirztes Weihnachtsgeld), sondern auch die bu-
rokratischen Strukturen und Ablaufe.

Der Burokratieabbau habe daher bei der L6-
sung dieser Probleme eine Schlisselfunktion.
~Wenn dieser gelingt, bendtigen wir weniger
Ressourcen fur die Aufgabenerflllung, die au-
Rerdem schneller zu bewerkstelligen wére.

Und natirlich hatten wir dabei auch mehr Mit-
tel, um das Personal zu wettbewerbsfahigen
Bedingungen zu beschaftigen®, sagte der dbb
Landeschef.

Ideen fir Burokratieabbau wirden allerdings
oft schon im Keim erstickt, weil niemand Ideen
dazu zur ,Marktreife* entwickeln kénne. Es
gebe einfach zu viele Zustandigkeiten, die wie
ein Bremsklotz wirkten. Insbesondere dann,
wenn ein Verantwortungsverlust beteiligter
Stellen drohe. Deshalb hat der dbb sh den Vor-
schlag entwickelt, den Blrokratieabbau durch
eine unabhangige Stelle voranzutreiben. An
diese sollen sich Burger, die Wirtschaft, aber
auch Beschéftigte mit Anregungen wenden
kénnen. Auf dieser Grundlage kénnten dann
konkrete Vorschlage entwickelt werden.

Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG) / Deutsche Zoll- und Finanzgewerkschaft

(BDZ)

Geplante Cannabis-Regelung schafft ein Blirokratiemonster

Die DPolG und der BDZ kritisieren die Plane der Bundesregierung zum Umgang mit Cannabis,
die am 16. August 2023 im Bundeskabinett beraten wurden.

Der DPolG Bundesvorsitzende Rainer Wendt
sagte zu den Planen des Bundesgesundheits-
ministers: ,Der vorgesehene Gesetzentwurf
von Karl Lauterbach bringt ein Birokratie-
monster ersten Grades hervor, das schon we-
gen seiner Uberkomplexitat zum Kontrollver-
lust in der Realitat fihren wird. Von einer ei-
gentlich vorgesehenen Entlastung von Polizei

und Justiz kann keine Rede sein. Die Canna-
bis-Vereine, die gegriindet werden kénnen,
mussen zahlreiche Auflagen erfiillen und die
Dokumentationspflichten tun ihr Gbriges. Jeder
festgestellte Verstol} erfordert anschliefend
umfangreiche Ermittlungsarbeit.”
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Bisher noch vdllig offen sei zudem, wie mit
Kraftfahrern im StralRenverkehr umgegangen
werden soll, die unter Cannabis-Einfluss ste-
hen. Der Bundesverkehrsminister wolle dazu
eine Arbeitsgruppe mit Experten aus Medizin,
Recht und Verkehr einberufen, die sich mit der
Frage auseinandersetzt. Viel zu spat, findet
Wendt: ,Wie Arbeitsgruppen arbeiten und in
welchem Tempo dies geschieht, kennen wir.
Vielleicht hatte man bevor man ein solches
Gesetz auf den Weg bringt, diese wichtige
Frage klaren sollen. Denn im Stral3enverkehr
geht es nicht nur um Eigen- sondern auch um
Fremdgefahrdung. Spatestens hier hort der
Spal’ auf.”

Die Deutsche Polizeigewerkschaft (DPolG)
hatte statt der nun beabsichtigten Legalisie-
rung eine Uberfiihrung ins Ordnungswidrigkei-
ten-Recht gefordert, um bei Erstverstdf3en ge-
zielte staatliche Sanktionen, etwa Praventions-
kurse oder Bul3gelder einzusetzen. Wendt:
,Beim jetzigen Gesetzentwurf bleibt der Ju-
gendschutz auf der Strecke, denn den schafft
man nur mit Personal und verniinftigen Pro-
grammen in den Kommunen, davon will der
Minister aber nichts wissen.”

Der BDZ Bundesvorsitzende Thomas Liebel
hat ebenfalls Kritik an den bisherigen Regie-
rungsplanen geduflert: ,Auch aus Sicht des
Zolls zeichnet sich das von der Bundesregie-
rung vorgelegte Gesetz immer mehr als Buro-
kratiemonster mit vielen ungeklarten Fragen

Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS)
Pflegende sollen endlich entlastet werden

ab: Was passiert eigentlich, wenn jemand mit
mehr als 25 Gramm mitgefiihrtem Cannabis in
einer Zollkontrolle erwischt wird? Dirfen die
Zollbeamtinnen und Zollbeamten diese Person
auch unter der neuen Rechtslage weiterhin
festhalten und die Verst63e ahnden? Dazu
gab es bisher keine Antworten.*

Der aktuelle Gesetzentwurf definiere auch
nicht, was eigentlich genau unter Einfuhr, Aus-
fuhr und Durchfuhr von Cannabis zu medizi-
nisch-wissenschaftlichen Zwecken zu verste-
hen sei, die der Zoll kiinftig Gberwachen soll.
Liebel: ,Wir sind sehr gespannt, wie die spa-
tere Verbrauchsbesteuerung aussehen soll,
die im Rahmen des kommerziellen Vertriebs
von Cannabis in den angekiindigten Modellre-
gionen angewendet werden wird. Diese Steuer
war bisher ein Hauptargument der Regierung,
um die gesundheitspolitische Lenkungswirkung
des Drogenkonsums weiter zu gewahrleisten.
Nun ist auch davon nichts mehr zu héren.*

Als Fachgewerkschaft fir Zoll und Bundesfi-
nanzverwaltung habe der BDZ gegenlber dem
Bundesfinanzministerium bisher keine zusatzli-
chen Planstellen fir weitere Vollzugsbeamtin-
nen und -beamte des Zolls im Bundeshaushalt
fur 2024 eingefordert. Wenn der Gesetzgeber
nun aber mit immer mehr unausgereiften Ge-
setzentwiirfen vorpresche, miisse man diesen
Standpunkt mdglicherweise iberdenken, so
der BDZ Chef.

Der GdS Bundesvorsitzende und dbb Vize Maik Wagner hat den VorstoB der Unions-Bundes-
tagsfraktion fiir eine Lohnersatzleistung fiir pflegende Angehorige begriift:

,Gut, dass auch CDU und CSU sich unserer
langjahrigen Forderung anschlieen. Es
braucht endlich eine Leistung fur pflegende
Angehdrige, die — ahnlich wie das Elterngeld —
dann ausgezahlt wird, wenn Angehorige ihre
Berufstatigkeit einschranken und sich um pfle-
gebediirftige Verwandte kimmern®, so Wagner
am 14. August 2023. In Deutschland gebe es
rund funf Millionen Pflegebediirftige, von de-
nen mehr als vier Millionen zu Hause gepflegt
werden. In der Regel wiirden nahe Angehdérige
die Pflege Ubernehmen, haufig unterstitzt von
ambulanten Pflegediensten. ,Der Wunsch,
nicht in einem Heim, sondern zu Hause ge-
pflegt zu werden, ist stark ausgepragt. Pfle-
gende sehen sich dann oft mit der schwierigen

Entscheidung konfrontiert, in ihrem Beruf kir-
zerzutreten, um ihren pflegebedurftigen Ange-
horigen zu helfen. Das Pflegegeld allein kom-
pensiert diesen Einkommensverlust nicht aus-
reichend”, machte der GdS Chef deutlich.

Auch die Ampelkoalition habe erkannt, dass
pflegende Angehdrige finanziell entlastet wer-
den mussen. Im Koalitionsvertrag heif3t es:
LWir [...] ermdglichen pflegenden Angehdrigen
und Nahestehenden mehr Zeitsouveranitat,
auch durch eine Lohnersatzleistung im Falle
pflegebedingter Auszeiten.” Der GdS Bundes-
vorsitzende greift diese Plane auf: ,Wir neh-
men die Bundesregierung beim Wort. Pfle-
gende Angehorige — und wir sprechen hier
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ganz uberwiegend Uber Frauen — brauchen
endlich echte Entlastung in Form einer Lohner-
satzleistung. Ansonsten riskieren wir, dass sie
zwischen den Anforderungen von Beruf, Fami-
lie und Pflege Uber kurz oder lang zerrieben
werden.”

Erst im Juli hatte der unabhangige Beirat fir
die Vereinbarkeit von Pflege und Beruf seinen
Bericht an Bundesfamilien- und Seniorenminis-
terin Lisa Paus Ubergeben. Eine zentrale
Handlungsempfehlung des Berichtes ist die

Bund Deutscher Forstleute (BDF)

Einfihrung eines Familienpflegegeldes, das 36
Monate pro pflegebedirftiger Person ausge-
zahlt werden kann und aus Steuern finanziert
wird. ,Die Vorschlage des Beirates unterstit-
zen wir ausdrticklich®, so Maik Wagner. ,Das
Familienpflegegeld muss steuerfinanziert sein,
um die Pflegeversicherung nicht zu tberfor-
dern. Diese steht bereits jetzt unter immmensem
finanziellen Druck und bedarf weiterer Refor-

men.

Personalengpass bei Forstleuten wird sich absehbar verscharfen

Hunderte Auszubildende bundesweit haben gerade ihre Lehrstelle fiir die Ausbildung zum Forst-
wirt oder zur Forstwirtin angetreten. Zu wenig fiir den Bedarf am Markt, warnt der BDF.

Die Ausbildung zum Forstwirt und zur Forstwir-
tin findet Uberwiegend in den 6ffentlichen
Forstbetrieben und -verwaltungen statt. ,In un-
serer bundesweiten Forstpersonalabfrage ha-
ben wir festgestellt, dass die 6ffentlichen Forst-
betriebe etwa so viel Forstwirte bendtigen, wie
sie derzeit ausbilden®, erklarte dazu der BDF
Bundesvorsitzende Ulrich Dohle am 16. Au-
gust 2023 ,Wir gehen aber davon aus, dass
die vielen privaten Forstunternehmer und
Dienstleister sowie kleinere Waldbesitzer und
Kommunen einen ahnlich hohen Bedarf an
Fachkraften fir den Wald haben.“ Damit
zeichne sich bereits jetzt ein Personalengpass
ab, der sich auf den Wald mittel- bis langfristig
negativ auswirken kénne. Lediglich der 6ffentli-
che Forstbetrieb (ForstBW) in Baden-Wirttem-
berg bilde etwa doppelt so viele Forstwirte und
Forstwirtinnen aus, wie er selbst bendtigt.

Namen und Nachrichten

Am 15. August 2023 trafen sich Vertreter des
dbb sachsen-anhalt sowie der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft (DSTG) sich mit den fi-
nanzpolitischen Sprechern der Fraktionen von
CDU, SPD, Grinen und Linken des Landes zu
einem Arbeitsgesprach. Hintergrund war der
Beschluss des Kabinetts zum Haushaltsplan-
entwurf 2024, der Anfang September 2023 in
den Landtag eingebracht werden soll. Insbe-
sondere der gewichtige Haushaltstitel ,,Perso-
nalkosten” stand auf der Tagesordnung. Fer-
ner wurde die durch eine Besetzungssperre in

~Wir haben mit der Wiederbewaldung der
Schadensflachen von sicher 600.000 Hektar
sowie mit dem zu forcierenden aktiven Umbau
von noch rund 3 Millionen Hektar leider noch
naturferner Nadelbaumforsten eine Menge Ar-
beit vor uns®, beschreibt Dohle die Situation.
Daruber hinaus sieht der BDF genug Arbeit bei
der kiinftigen zielgerichteten Pflege der Walder
hin zu kleinteilig strukturierten Mischwaldern,
die immer wichtiger werden fir den Klima-
schutz, die biologische Vielfalt und damit das
Gemeinwohl. ,Und natirlich bendtigen wir
auch weiterhin den tollen nachwachsenden
Werkstoff Holz, der in der Transformation un-
serer Wirtschaft zur Biobkonomie eine wichtige
Rolle spielt.”

Aussicht gestellte Einsparmallnahme mit Sicht
auf die sich weiter zuspitzende Personalsitua-
tion bei stetig steigendem Aufgabenzuwachs —
auch mit Blick auf den von der Bundesregie-
rung vorgestellten Entwurf eines Wachstums-
chancengesetzes — beleuchtet.

Am 16. August 2023 besuchte der Vorsitzende
des dbb berlin, Frank Becker, die Senatorin
fur Wissenschaft, Gesundheit und Pflege, Ina
Czyborra, zum Auftaktgesprach. Unter ande-
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rem zu den Themen Personalgewinnung, Aus- (ZMGA), Personelle Situation in den Gesund-
bildungsgange an der Hochschule fur Wirt- heitsdmtern sowie Ermittlung von personellen
schaft und Recht, Situation im Malregelvoll- Bedarfen fir Dienststellen des Landes Berlin
zug, Digitalisierung im Gesundheitswesen, wolle man auch zukulnftig im Gesprach blei-
Zentrale Medizinische Gutachtenstelle ben.

Termine:

18.- 19. September 2023
14. Forum Personalvertretungsrecht
Weitere Informationen folgen.

11. Oktober 2023
Forderungsbeschluss Einkommensrunde Lander
Weitere Informationen folgen.

16.- 17. Oktober 2023
3. Bundesseniorenkongress
Weitere Informationen unter dbb-senioren.de.



https://www.dbb-senioren.de/veranstaltungen/bundesseniorenkongress/bundesseniorenkongress-2023.html

	Nr. 26                                                                              18. August 2023
	Inhalt
	Vertrauen in staatliche Handlungsfähigkeit auf Tiefpunkt –  Gewaltbereitschaft steigt
	Fragen und Antworten zur Einkommensrunde 2023/2024
	Mehr Mitsprache für junge Menschen dringend nötig
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	dbb Landeschef warnt vor Personalmangel
	dbb Landesbund will Stelle für Bürokratieabbau
	Geplante Cannabis-Regelung schafft ein Bürokratiemonster
	Pflegende sollen endlich entlastet werden
	Personalengpass bei Forstleuten wird sich absehbar verschärfen
	Namen und Nachrichten
	Vertrauen in staatliche Handlungsfähigkeit auf Tiefpunkt – Gewaltbereitschaft steigt
	Fragen und Antworten zur Einkommensrunde 2023/2024
	Mehr Mitsprache für junge Menschen dringend nötig
	Aus Bundesländern und Mitgliedsgewerkschaften
	dbb Landeschef warnt vor Personalmangel
	dbb Landesbund will Stelle für Bürokratieabbau
	Geplante Cannabis-Regelung schafft ein Bürokratiemonster
	Pflegende sollen endlich entlastet werden
	Personalengpass bei Forstleuten wird sich absehbar verschärfen
	Namen und Nachrichten


